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Behördenantrag für die 
Urnenabstimmung vom 21. Mai 2017

Genehmigung der Teilrevision der 
Gemeindeordnung





Seite 3

Urnenabstimmung vom 21. Mai 2017

Liebe Stimmbürgerinnen und Stimmbürger

Die Politische Gemeinde unterbreitet Ihnen folgende Vorlage zur
Abstimmung:

Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Dänikon

Genehmigung der Teilrevision

Anträge
1.  Die Teilrevision der Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde  

Dänikon vom 21. Mai 2017 wird genehmigt.

2.  Der Gemeinderat bestimmt nach der Genehmigung des Regierungs- 
rates den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen dieser 
Gemeindeordnung.

3.  Bis zum Ende der Amtsdauer 2014 – 2018 der Sozialbehörde gelten die
 Bestimmungen in Sachen Sozialbehörde der Gemeindeordnung vom
 29. November 2009 mit den seitherigen Änderungen.

4.  Der Gemeinderat wird ermächtigt, allfällige Auflagen des Regierungs- 
rates bzw. des Kantonalen Gemeindeamtes formaler Natur im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens umzusetzen.

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten, die Teilrevision der 
Gemeindeordnung zu genehmigen.

GEMEINDERAT DÄNIKON 
Der Präsident: Der Schreiber:

Daniel Zumbach Lukas Kalberer
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Vorbemerkungen zur Teilrevision der Gemeindeordnung
Die aktuelle Gemeindeordnung der Gemeinde Dänikon wurde von den 
Stimmberechtigten an der Urnenabstimmung vom 29. November 2009 er-
lassen. Der Grund für die damalige Revision war die seit dem 1. Januar 
2006 in Kraft stehende neue Kantonsverfassung, die verschiedene Bestim-
mungen enthielt, die eine Anpassung der Gemeindeordnung erforderlich 
machten.

Warum eine Teilrevision?
Der Reformprozess zur Totalrevision des Gemeindegesetzes nahm rund 
acht Jahre in Anspruch und wurde am 20. April 2015 mit der Verabschie-
dung des Gemeindegesetzes durch den Kantonsrat abgeschlossen. Damit 
das Gesetz in Kraft gesetzt werden kann, musste die Gemeindeverord-
nung vom Regierungsrat beschlossen und durch den Kantonsrat geneh-
migt werden. Das Gemeindegesetz und die Verordnung treten auf den 
1. Januar 2018 in Kraft. 

Da die Zeit für eine Totalrevision der Gemeindeordnung auf den 1. Januar 
2018 sehr knapp wird, hat sich der Gemeinderat entschieden, die in der 
Zwischenzeit notwendigen Anpassungen mit einer Teilrevision der Ge-
meindeordnung vorzunehmen. 

Für die Totalrevision der Gemeindeordnung steht eine Übergangsfrist bis am 
1. Januar 2022 zur Verfügung.

Aufhebung der Stillen Wahl
Das Gesetz über die politischen Rechte ist auf den 1. Januar 2005 in Kraft 
getreten und ersetzte das bisherige Wahlgesetz. Die Gemeindeversamm-
lung vom 9. Juni 2005 stimmte mit einer Teilrevision neben anderen Anpas-
sungen der Ausweitung der «Stillen Wahl» auch auf die Erneuerungswahlen 
zu. 

Bei den Gesamterneuerungswahlen 2014 wurde der Gemeinderat erstmals 
in einer «Stillen Wahl» gewählt. Dies führte an der Gemeindeversamm-
lung vom 14. Juni 2014 zu einer Anfrage nach § 51 Gemeindegesetz von 
Christian Lucek. Er wollte vom Gemeinderat wissen ob er bereit ist, die 
Gemeindeordnung für die Erneuerungswahlen gemäss den Bestimmungen 
des Gesetzes über die politischen Rechte über die Wahl mit gedruckten 
Wahlvorschlägen anzupassen. Der Gemeinderat antwortete darauf, dass 
aus seiner Sicht sinnvollerweise bei den Wahlverfahren nur entweder das 
Verfahren der «Stillen Wahl» oder das Verfahren mit einem leeren Wahlzet-
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tel und einem Beiblatt angewendet werden soll. Der Gemeinderat stellte in 
Aussicht, dass er sich an seiner Klausurtagung vom ersten Halbjahr 2016 
mit dem Thema nochmals auseinandersetzt. 

An seiner Klausurtagung vom 11. Mai 2016 ist der Gemeinderat zum Schluss 
gekommen, dass die Zeit für eine Totalrevision der Gemeindeordnung auf den 
1. Januar 2018, gestützt auf das neue Gemeindegesetz, sehr knapp ist. Er 
hat sich deshalb entschieden, die «Stille Wahl» mit einer Teilrevision der 
Gemeindeordnung abzuschaffen. Ab diesem Zeitpunkt sollen für die Er-
neuerungs- sowie für die Ersatzwahlen nur noch leere Wahlzettel mit einem 
Beiblatt der angemeldeten Kandidaten zum Zuge kommen. 

Auflösung Sozialbehörde und Übertragung der Aufgaben 
an den Gemeinderat
Auf den 1. Januar 2013 ist das revidierte Kindes- und Erwachsenenschutz-
recht in Kraft getreten. Auf diesen Zeitpunkt wurden die Aufgaben der 
kommunalen Vormundschaftsbehörden an die KESB (Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde) übertragen. Durch den Wegfall dieser Aufga-
ben konnte der Gemeinderat das Stellenpensum des Sozialsekretärs von 
80% auf 50% reduzieren.

Auf die Gesamterneuerungswahlen 2014 – 2018 hin nahm der Gemeinderat 
mit der Sozialbehörde Kontakt auf um zu klären, ob durch den Wegfall der 
Aufgaben im Vormundschaftswesen die Sozialbehörde aufgelöst und die 
restlichen Aufgaben an den Gemeinderat übertragen werden sollen. Damit 
fundiertere Abklärungen möglich waren, hat sich der Gemeinderat in Ab-
sprache mit der Sozialbehörde entschieden, an der Zusammenarbeit und 
der Organisationsform der Sozialbehörde für die Amtsperiode 2014 – 2018 
keine Änderung vorzunehmen. 

Das zwischen Gemeinderat und Sozialbehörde abgesprochene Zeitfenster 
wurde genutzt, um weitere Kennzahlen und Erfahrungen über die Arbeit der 
Sozialbehörde zusammenzutragen. 

Anlässlich der Klausurtagung des Gemeinderates vom 11. Mai 2016 hat die 
Sozialsekretärin Karin Müller aus ihrer Sicht die Arbeit und die Auswertung 
der zusammengetragenen Kennzahlen dargelegt. Auch der Präsident der 
Sozialbehörde Ueli Sauter präsentierte seine Sicht.
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Zusammengefasst sprechen die folgenden Punkte für eine Auflösung der
Sozialbehörde: 

•  Wegfall von Arbeitszeit für die Vor- und Nachbearbeitung von Sitzungen 
und die Teilnahme an den Sitzungen der Sozialbehörde für die Sozialsek- 
retärin wie auch für den Sozialvorstand.

•  Geschäfte werden durch den vierzehntägigen Sitzungs-Rhythmus des 
Gemeinderats schneller von der Behörde behandelt als dies im aktuellen 
Monats-Rhythmus der Sozialbehörde der Fall ist.

•  Somit sind weniger Präsidialverfügungen bei dringenden Geschäften 
nötig.

•  Bei den Gesamterneuerungswahlen müssen vier Behördenmitglieder 
weniger gesucht werden.

•  Der Gemeinderat übernimmt die Aufgaben der Sozialbehörde, wie dies 
bereits bei der Gesundheitsbehörde, der Grundsteuerkommission und 
der Einbürgerungskommission der Fall ist.

•  Als Nebeneffekt können Entschädigungen, Tag- und Sitzungsgelder 
sowie die Weiterbildungskosten für die Sozialbehörde von rund CHF 
20’000 eingespart werden.

Bei einer Auflösung der Sozialbehörde und der Übertragung der Aufga-
ben an den Gemeinderat, sind die Aufgaben und Kompetenzen zwischen 
Sozialsekretärin, Sozialvorstand und Gemeinderat neu zu definieren. Der 
Gemeinderat möchte die Anzahl der durch die Behörde zu behandelnden 
Geschäfte durch eine klare Aufteilung der Kompetenzen reduzieren.

Elemente der Teilrevision
Mit der vorliegenden Teilrevision sollen die folgenden elf Artikel geändert 
werden:

Artikel Nr. Änderungen*

8 Die Mitglieder der Sozialbehörde müssen nicht mehr ge-
wählt werden.

9 Aufhebung der Voraussetzungen um eine «Stille Wahl» 
durchzuführen. Neu wird mit leeren Wahlzetteln gewählt. 
Den Unterlagen wird ein Beiblatt beigelegt.

10 Das Wahlvorschlagsverfahren entfällt durch das Aufheben 
der «Stillen Wahl».
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25 Die Besorgung der Aufgaben der Sozialbehörde steht neu
dem Gemeinderat zu.

46 Für das Vormundschaftswesen ist neu die KESB (Kindes- 
und Erwachsenenschutzbehörde) zuständig. Die Klein-
kinderbetreuungsbeiträge wurden durch den Kantonsrat 
aufgehoben. Die Sozialbehörde ist aufgehoben.

52 Die Sozialbehörde ist aufgehoben.

53 Die Sozialbehörde ist aufgehoben.

54 Die Sozialbehörde ist aufgehoben.

55 Die Sozialbehörde ist aufgehoben.

69 Inkraftsetzung der Teilrevision nach der Genehmigung 
durch den Regierungsrat durch den Gemeinderat.

70 Bis zum Ende der Amtsdauer 2014 – 2018 der Sozialbehör-
de gelten die Bestimmungen in Sachen Sozialbehörde der 
Gemeindeordnung vom 29. November 2009 mit den seit-
herigen Änderungen. 

* Die geänderten Artikel in der neuen Fassung finden sich im Anhang
 ab Seite 11.

Inkraftsetzung
Der Gemeinderat bestimmt nach der Genehmigung des Regierungsrates 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens der teilrevidierten Gemeindeordnung.

Kosten
Die Revisionsvorlage wurde vom Gemeinderat in Zusammenarbeit mit dem 
Gemeindeschreiber ohne Beizug externer Beratung erstellt. Ausser Druck-
kosten fallen für die Ausarbeitung keine externen Aufwendungen an.

Vorprüfung durch das Gemeindeamt des Kantons Zürich
Der Gemeinderat reichte den Entwurf der Teilrevision der Gemeindeord-
nung der Politischen Gemeinde Dänikon dem Gemeindeamt des Kantons 
Zürich zur Vorprüfung ein. Die Hinweise des Vorprüfberichtes vom 24. No-
vember 2016 wurden in der Vorlage zu Handen der Stimmberechtigten ein-
gearbeitet, sodass einer vorbehaltlosen Genehmigung der teilrevidierten 
Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Dänikon durch den Regie-
rungsrat nichts im Wege steht.
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Schlussbemerkung
Die zur Abstimmung vorliegende neue Gemeindeordnung basiert auf den 
Bestimmungen der bisherigen, bewährten Gemeindeordnung und enthält 
eine zweckmässige Anpassung bei den Wahlen und der Übertragung der 
Aufgaben der Sozialbehörde an den Gemeinderat. Den Stimmberechtigten 
wird deshalb empfohlen, der teilrevidierten Gemeindeordnung der Politi-
schen Gemeinde Dänikon zuzustimmen.
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Die Broschüre erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die detaillierten 
Unterlagen liegen am Schalter der Einwohnerdienste während den Schal-
teröffnungszeiten zur Einsichtnahme auf.
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Anhang

Die Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Dänikon vom 29. November 
2009 wird mit der vorliegenden Teilrevision wie folgt geändert:

Art. 8 Urnenwahl

1  Durch die Urne werden auf die gesetzliche Amtsdauer gewählt:  
1. die Mitglieder und der Präsident des Gemeinderates 

2.  die Mitglieder der Sozialbehörde, ausgenommen der Präsident, 
welcher vom Gemeinderat abgeordnet wird (1)

 3. die Mitglieder und der Präsident der Rechnungsprüfungskommission 

 4. der Friedensrichter

Art. 9 Erneuerungs- und Ersatzwahlen (1)

1 Die Erneuerungs- und Ersatzwahlen der an der Urne gemäss Art. 8 zu 
wählenden Gemeindeorgane werden mit leeren Wahlzetteln durchgeführt. 
Den Unterlagen wird ein Beiblatt beigelegt.

Art. 10 Wahlvorschläge, Einreichung (1)

1 Die wahlleitende Behörde setzt mit amtlicher Veröffentlichung eine Frist 
von 30 Tagen, innert welcher Wahlvorschläge bei ihr eingereicht werden 
können. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die poli-
tischen Rechte über das Vorverfahren bei Mehrheitswahlen.

Art. 25 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse

1  Dem Gemeinderat steht zu

 1.  der Vollzug der ihm durch die eidgenössische und kantonale Ge-
setzgebung oder die Behörden des Bundes, des Kantons und des 
Bezirkes übertragenen Aufgaben.

 2.  der Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit nicht andere Behörden 
dafür zuständig sind.
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 3.  die Besorgung sämtlicher Gemeindeangelegenheiten, insbesondere 
des gesamten Gemeindehaushalts, soweit dafür nicht ein anderes 
Organ oder die Gemeindeversammlung zuständig ist oder die Be-
schlussfassung durch die Urne erfolgt

 4.   die Besorgung der Aufgaben der Gesundheitsbehörde

 5.   die Besorgung der Aufgaben der Grundsteuerkommission

 5.a.  die Besorgung der Aufgaben der Sozialbehörde (1)

 6.   die Vorberatung der Geschäfte der Gemeindeversammlung und 
der Urnenabstimmung und die Antragstellung hiezu

 7.   die Vertretung der Gemeinde nach aussen und die Bestimmung 
der rechtsverbindlichen Unterschriften

 8.   die Führung von Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung
 9.   die Pflege der kulturellen und wirtschaftlichen Interessen der 

Gemeinde 

 10.   den Erlass oder die Änderung des Stellenplans für das Personal 
der Politischen Gemeinde

 11.   die Schaffung neuer Stellen der Gemeindeverwaltung und der 
Werkabteilung

 12.   die Festsetzung der Besoldung des Personals sowie die Festset-
zung des Auszahlungsturnus

 13.   die Festsetzung der Mitgliederzahl des Wahlbüros

 14.   die Änderung der Gemeindegrenze, sofern es sich um unbewohn-
tes Gemeindegebiet handelt

 15.   die Bestimmung des amtlichen Publikationsorganes

 16.   die Erteilung des Gemeindebürgerrechtes, soweit eine Pflicht zur 
Aufnahme besteht

 17.   die Entlassung aus dem Gemeindebürgerrecht

 18.   die Festsetzung der Einbürgerungsgebühren

 19.   die Unterstützung des Gemeindereferendums

 20.   die Verwaltung sämtlicher gemeindeeigenen Liegenschaften

 21.   die Bestimmung der für die Raumplanung massgeblichen Pläne, 
Anordnungen und Schutzverfügungen, eingeschlossen die Fest-
setzung und die Genehmigung:

   a) der Quartierpläne
   b) der Bau- und Niveaulinien von Gemeindestrassen
   c) der Werkpläne
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Art. 46 Sozialabteilung

1 Wesentliche Aufgaben: freiwillige und andere Fürsorge, Jugendhilfe, 
Sozialberatung und Sozialhilfe, Krankenversicherung und Prämienverbilli-
gung, Altersheime, Invalideneinrichtungen, Vormundschaftswesen (1)

2 Aufgaben in Zusammenarbeit mit dem Jugendsekretariat: Alimentenbe-
vorschussung, Kleinkinderbetreuungsbeiträge (1), Pflegekinderfürsorge

3  Zugeordnete Kommission mit selbständiger Verwaltungsbefugnis:
 – Sozialbehörde (siehe Art. 52 bis 54) (1)

Art. 52 Sozialbehörde (1)

1 Die Sozialbehörde besteht mit Einschluss des Präsidenten aus fünf Mit-
gliedern. Vier Mitglieder werden durch die Urne gewählt. Der Sozialvor-
stand vertritt den Gemeinderat in der Sozialbehörde und führt den Vorsitz. 
Bei Verhinderung des Vorstandes nimmt der gemeinderätliche Stellvertreter, 
in der Funktion  eines Mitgliedes, an den Sitzungen teil. Der Vizepräsident 
der Sozialbehörde führt den Vorsitz. Der Sozialsekretär führt das Protokoll 
und das Sekretariat und nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen 
teil.

2 Der Sozialvorstand führt zusammen mit dem Sozialsekretär die rechts-
verbindliche Unterschrift für die Behörde.

Art. 53 Organisation (1)

1 Die Sozialbehörde konstituiert sich im Übrigen selbst. Die Kassen- und
Rechnungsführung obliegt der Finanzverwaltung.

Art. 54 Aufgaben (1)

1 Die Sozialbehörde besorgt selbständig das Fürsorge- und Vormund-
schaftswesen.

2  Sofern ihr Gemeindebetriebe (Heime, Spitäler, Anstalten usw.) unter-
stellt sind, obliegt ihr insbesondere:

 – Planung, Betrieb und Unterhalt der Betriebe



 –  Erlass der Reglemente und Dienstanleitungen, soweit nicht andere 
Organe zuständig sind

 –  Anträge an den Gemeinderat in Personalsachen, soweit diese nicht 
delegiert wurden

 – Entwurf der Voranschläge und Rechnungen

Art. 55 Finanzielle Befugnisse (1)

1 Die Sozialbehörde beschliesst im Rahmen des Fürsorgewesens in 
eigener Kompetenz über:

 1.   den Ausgabenvollzug im Rahmen des Voranschlages und der Spezial- 
beschlüsse, soweit nicht andere Organe zuständig sind

 2.  gebundene Ausgaben

 3.   im Voranschlag nicht enthaltene, nicht gebundene Ausgaben in folgen-
dem Umfang:

   a) einmalige Ausgaben bis CHF 5’000 im Einzelfall, insgesamt
    höchstens CHF 20’000 im Jahr
   b)  jährlich wiederkehrende Ausgaben bis CHF 1’000 im Einzelfall, 

insgesamt höchstens CHF 4’000 im Jahr

Art. 69 Inkraftsetzung der Änderung vom 21. Mai 2017 (1)

1 Der Gemeinderat bestimmt nach der Genehmigung des Regierungsrats 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung dieser Gemeindeordnung.

Art. 70 Übergangsregelung zur Änderung vom 21. Mai 2017 (1)

1 Bis zum Ende der Amtsdauer 2014 – 2018 der Sozialbehörde gelten 
die Bestimmungen in Sachen Sozialbehörde der Gemeindeordnung vom 
29. November 2009 mit den seitherigen Änderungen.
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